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It is a vain thing to imagine a right without a remedy;  
for want of right and want of remedy are reciprocal.

Holt, C. J., Ashby v. White [1703] 92 E.R. 126, 136





Vorwort

Der europäische Integrationsprozess steckt gegenwärtig in einer tiefen Krise. Der 
Ausbruch der immer noch nicht bewältigten globalen Finanz- und europäischen 
Staatsschuldenkrise, der in letzter Sekunde abgewendete Austritt Griechenlands aus 
der Wirtschafts- und Währungsunion im Jahre 2015, das Aufkeimen EU‑kritischer 
und rechtspopulistischer Parteien in ganz Europa, die Zersetzung demokratisch-
rechtsstaatlicher Strukturen in Ungarn und Polen, der faktische Zusammenbruch des 
Schengen- und Dublin-Raums im Zuge der Flüchtlingskrise, und nicht zuletzt das 
Brexit-Referendum aus dem Jahre 2016 haben ins Bewusstsein gerufen, wie fragil die 
Idee einer „immer engeren Union der Völker Europas“ (Art. 1 Abs. 2 EUV) letztlich 
ist. Angesichts dieser Entwicklungen mehren sich die Stimmen derjenigen, die an der 
Leistungsfähigkeit des Rechts überhaupt zweifeln und dem Konzept der Europäi-
schen Union als „Rechtsgemeinschaft“ (Walter Hallstein) kritisch gegenüberstehen. 
Richtig ist, dass in einer supranationalen Rechtsordnung wie der Europäischen Union 
nicht allein das Recht die große Aufgabe bewältigen kann, die bestehenden histori-
schen, kulturellen, sozialen und wirtschaftlichen Unterschiede zwischen und in den 
Mitgliedstaaten zu überbrücken. Richtig ist aber auch, dass die für einen suprana-
tionalen Staatenverbund beispiellose Erfolgsgeschichte der Europäischen Union in 
den letzten Jahrzehnten wesentlich auf dem schrittweisen Ausbau der Unionsrechts-
ordnung und auf der rechtsfortbildenden Effektivitäts-Rechtsprechung des Gerichts-
hofs der Europäischen Union beruht. Teilt man diese Ansicht, so folgt daraus, dass 
gerade in Krisenzeiten verstärkt auf die integrierende und legitimierende Kraft des 
(Unions‑)Rechts gesetzt werden muss. Gerade insoweit besteht dringender Hand-
lungsbedarf. Nicht nur ist die gegenwärtige Situation darauf zurückzuführen, dass 
vereinbarte Regeln systematisch missachtet wurden. Häufig fehlt es auch an wirk-
samen Mechanismen, mit denen Verstöße gegen das geltende Unionsrecht effektiv 
sanktioniert werden können.

Die vorliegende Arbeit, die im Wintersemester 2015/2016 von der Juristischen 
Fakultät der Humboldt-Universität zu Berlin als Habilitationsschrift angenom-
men wurde, widmet sich einem Teilaspekt dieser Problematik, wenngleich aus ganz 
anderer Perspektive, indem sie den Fokus auf das Unionsprivatrecht richtet: Wel-
che Ansprüche haben Privatpersonen und Unternehmen, wenn gegen unionsrecht-
lich fundierte Normen verstoßen wird? Unter welchen Voraussetzungen bestehen 
Abwehr‑, Unterlassungs‑, Bereicherungs- oder Schadensersatzansprüche, wenn dem 
EU Recht zuwider gehandelt wird? – Um diese Fragen zu untersuchen, wird der 
Versuch unternommen, die weit verästelte Effektivitäts-Rechtsprechung des EuGH 
systematisch zu rekonstruieren und eine allgemeine Theorie der im Unionsrecht 
wurzelnden (subjektiven) Rechte zu entwickeln. Außerdem wird danach gefragt, wie 
ein Verstoß gegen Unionsnormen im nationalen (Privat‑)Recht sanktioniert werden 
muss. Besonderes Augenmerk gilt dabei den Grundfreiheiten, dem Kartell- und Bei-
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hilferecht sowie dem Antidiskriminierungs- und Verbraucherrecht. Gesetzgebung, 
Rechtsprechung und Literatur konnten bis Juni 2016 weitgehend berücksichtigt wer-
den; alle Nachweise aus dem Internet wurden bis zu diesem Datum überprüft. Nach-
dem der Verordnungsvorschlag für ein Gemeinsames Europäisches Kaufrecht Ende 
2014 von der Europäischen Kommission zurückgezogen wurde, habe ich einschlägige 
Abschnitte – auch mit Blick auf den großen Umfang der Arbeit – für die Drucklegung 
herausgenommen.

Für die vorliegende Arbeit habe ich vielfältige Unterstützung erhalten. Mein gro-
ßer Dank gilt zunächst meinem akademischen Lehrer, Herrn Prof. Dr. Hans-Peter 
Schwintowski, für die in jeder Hinsicht gewährte Förderung, Unterstützung und 
kritische Begleitung während der Entstehung der Arbeit. Herrn Prof. Dr. Hans-W.  
Micklitz danke ich für anregende Gespräche, die letztlich dazu geführt haben, über 
das Thema zu schreiben. Ebenso danke ich meinem Zweitgutachter, Herrn Prof. Dr. 
Axel Metzger, für wertvolle weiterführende Kritik und das der Arbeit entgegenge-
brachte Interesse. Herrn Prof. Dr. Dr. h. c. Reiner Schulze sowie Herrn Prof. Dr. 
Hans Schulte-Nölke danke ich, dass ich während meiner Zeit als Wissenschaftlicher 
Assistent an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster an zahlreichen For-
schungsprojekten für die Europäische Kommission mitwirken sowie an den span-
nenden Sitzungen der Acquis Group teilnehmen konnte.

Auch bei meinen ausländischen Kollegen und Freunden möchte ich mich herzlich 
für ihren Zuspruch und ihre Gesprächsbereitschaft bedanken. Besonders verpflichtet 
bin ich meinen Kollegen von der Universitat de Barcelona, insbesondere Prof. Dr. 
Ferran Badosa Coll, Prof. Dra. Esther Arroyo Amayuelas und Prof. Dr. Jordi Nieva 
Fenoll, sowie Prof. Dra. Susana Navas Navarro von der Universitat Autònoma de 
Barcelona und Prof. Dr. Sergio Cámera Lapuente von der Universidad de la Rioja. 
Für Gastfreundschaft und weiterführende Gespräche in Oxford danke ich Prof. Dr. 
Simon Whittaker, St. John’s College.

Mein Dank gilt ferner Herrn Dr. Gillig und dem Verlag Mohr Siebeck für die Auf-
nahme der Arbeit in die Reihe Jus Privatum sowie der VG Wort für einen großzügig 
gewährten Druckkostenzuschuss. Einschließen in meinen Dank möchte ich ferner 
Frau Jessica Balcke und Herrn Cristian Oganesian, die mich tatkräftig bei der Aktua-
lisierung der Fußnoten unterstützt haben. Besonderen Dank schulde ich meiner Mut-
ter, die das gesamte Manuskript mehrmals Korrektur gelesen hat.

Herzlich danken möchte ich schließlich meinen Freunden, Kollegen und Diskus-
sionspartnern, namentlich PD Dr. André Janssen, PD Dr. Olaf Meyer, Dr. Christian 
Nabe, Boglárka Balogh und Dr. Gabór Rekettye.

Gewidmet ist diese Schrift meiner Tochter Sofía, die mit ihren strahlenden Augen 
für manchen Lichtblick in der Zeit gesorgt hat, in der diese Arbeit entstanden ist.

Berlin, im September 2016	 Martin Ebers
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